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BUNDESSOZIALGERICHT 
 

Beschluss 

in dem Rechtsstreit 

 

 
 
 
 
 

Az:  B 2 U 292/06 B 

 

 

 
.............................................., 
 
 

Kläger und Beschwerdeführer, 
 
Prozessbevollmächtigte:   ................................................., 

 
 
 

 
 

g e g e n 
 
 
Berufsgenossenschaft Metall Süd, 
Wilhelm-Theodor-Römheld-Straße 15, 55130 Mainz, 
 
 

Beklagte und Beschwerdegegnerin. 
 
 

 

Der 2. Senat des Bundessozialgerichts hat am 19. Dezember 2006 durch den 

Vorsitzenden Richter   S t e e g e   sowie die Richter   M ü t z e   und   Dr.  B e c k e r 

beschlossen: 

 

Die Beschwerde des Klägers gegen die Nichtzulassung der Revision im Urteil des Hessischen 

Landessozialgerichts vom 20. Juni 2006 wird als unzulässig verworfen. 

 

Kosten sind nicht zu erstatten. 
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G r ü n d e : 

 

Die gegen die Nichtzulassung der Revision im angefochtenen Urteil des Landessozialgerichts 

(LSG) gerichtete Beschwerde, die auf den Zulassungsgrund eines Verfahrensmangels gestützt 

wird, ist unzulässig. Die dazu gegebene Begründung entspricht nicht der in § 160 Abs 2 und 

§ 160a Abs 2 Satz 3 des Sozialgerichtsgesetzes (SGG) festgelegten Form. Nach der ständigen 

Rechtsprechung des Bundessozialgerichts (BSG) erfordern diese Vorschriften, dass die Zulas-

sungsgründe schlüssig dargetan werden (BSG SozR 1500 § 160a Nr 34, 47 und 58; vgl hierzu 

auch Krasney/Udsching, Handbuch des sozialgerichtlichen Verfahrens, 3. Aufl 2002, IX, 

RdNr 177 und 179 mwN). Diesen Anforderungen an die Begründung hat der Beschwerdeführer 

nicht hinreichend Rechnung getragen. 

 

Nach § 160 Abs 2 Nr 3 SGG ist die Revision zuzulassen, wenn ein Verfahrensmangel geltend 

gemacht wird, auf dem die angefochtene Entscheidung beruhen kann. Auf eine Verletzung der 

§§ 109 und 128 Abs 1 Satz 1 SGG kann der geltend gemachte Verfahrensmangel nach der 

ausdrücklichen Vorschrift des § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG nicht und auf eine Verletzung des 

§ 103 SGG (Aufklärung des Sachverhalts von Amts wegen) nur dann gestützt werden, wenn er 

sich auf einen Beweisantrag bezieht, dem das LSG ohne hinreichende Begründung nicht ge-

folgt ist. Die von dem Beschwerdeführer gerügten Aufklärungsmängel - Unterlassung der Ein-

holung eines Sachverständigengutachtens und Nichtdurchführung einer "Augenscheinsein-

nahme" - sind nicht schlüssig dargelegt. Es fehlt zunächst an der Bezugnahme auf berücksich-

tigungsfähige Beweisanträge.  

 

Der Kläger hat insoweit lediglich auf Beweisanträge in seinen Schriftsätzen vom 4. August 2004 

und vom 29. Januar 2004 hingewiesen, aber nicht schlüssig dargelegt, dass diese Anträge von 

ihm aufrechterhalten worden seien. Dazu hat der Senat in ständiger Rechtsprechung entschie-

den, dass es jedenfalls rechtskundig vertretenen Beteiligten obliegt, in der mündlichen Ver-

handlung alle diejenigen Anträge zur Niederschrift des Gerichts zu stellen, über die das Gericht 

entscheiden soll (vgl ua Beschlüsse des Senats vom 3.  März 1997 - 2 BU 19/97 - und vom 

12. Mai 1999 - B 2 U 78/99 B - sowie Beschluss des Bundesverfassungsgerichts vom 

19. Februar 1992 = SozR 3-1500 § 160 Nr 6). Sinn der erneuten Antragstellung ist es, zum 

Schluss der mündlichen Verhandlung darzustellen, welche Anträge nach dem Ergebnis der für 

die Entscheidung maßgebenden mündlichen Verhandlung noch abschließend gestellt werden, 

mit denen sich das LSG dann im Urteil befassen muss, wenn es ihnen nicht folgt.  

 

Der im Berufungsverfahren rechtskundig vertretene Kläger hätte deshalb in der mündlichen 

Verhandlung vor dem LSG vom 20. Juni 2006 einen entsprechenden Beweisantrag stellen, ggf 

auf in früheren Schriftsätzen enthaltene Beweisanträge Bezug nehmen oder zumindest hilfs-

weise zu dem Sachantrag einen solchen Beweisantrag stellen müssen, was indes insoweit 

nicht geschehen und vom Kläger auch nicht schlüssig vorgetragen worden ist. Protokolliert ist in 
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der Sitzungsniederschrift vom 8. März 2005 lediglich ein Sachantrag. Der Vortrag des Klägers, 

in der mündlichen Verhandlung vor dem LSG sei weiterhin über die durch die angebotenen 

Beweismittel zu beweisenden Tatsachen streitig verhandelt worden und daher sei nicht von 

einem Verzicht auf diese Beweisantritte auszugehen gewesen, reicht dafür nicht aus. 

 

Auch der Vortrag des Beschwerdeführers, sein Anspruch auf rechtliches Gehör sei verletzt, weil 

das LSG unter Verwendung von Wege- und Zeitangaben aus dem von ihm - dem Kläger - vor-

gelegten Routenplaner eigene Berechnungen angestellt und damit eigene Gerichtskunde der 

Entscheidung zu Grunde gelegt habe, ohne vorher den Beteiligten Gelegenheit zu geben, sich 

zu den als nunmehr gerichtskundig angesehenen Tatsachen erklären zu können, kann nicht zur 

Zulassung der Revision führen. Der durch die §§ 128 Abs 2 und 62 SGG konkretisierte An-

spruch auf rechtliches Gehör (Art 103 des Grundgesetzes) soll verhindern, dass die Beteiligten 

durch eine Entscheidung überrascht werden, die auf Rechtsauffassungen, Tatsachen oder Be-

weisergebnissen beruht, zu denen sie sich nicht äußern konnten (vgl BSG SozR 3-1500 § 153 

Nr 1; BVerfGE 84, 188, 190). Dass er sich zu den in seinem Routenplaner enthaltenen Informa-

tionen nicht hätte äußern können, hat der Kläger jedenfalls nicht hinreichend dargelegt. Er 

selbst hatte diese Unterlagen erstellt und dem LSG in der mündlichen Verhandlung vom 

20. Juni 2006 laut Sitzungsniederschrift "zu den Akten" überreicht. Ihm zumindest musste der 

Inhalt daher bekannt sein. Eine Hinweispflicht des Gerichts auf von ihm als entscheidungser-

heblich angesehene Umstände, die es der Entscheidung zu Grunde legen will, ist nur dann 

anzunehmen, wenn es sich dabei um solche handelt, mit denen ein gewissenhafter und kundi-

ger Prozessbeteiligter selbst unter Berücksichtigung der Vielfalt vertretbarer Auffassungen nach 

dem bisherigen Prozessverlauf nicht zu rechnen brauchte. Der Kläger hat indes nicht schlüssig 

dargetan, dass die vom LSG aus den von ihm selbst eingereichten Unterlagen entnommenen 

Informationen und gezogenen Schlüsse unter den genannten Voraussetzungen in diesem 

Sinne überraschend waren. Sein Vortrag betrifft insoweit im Kern die seiner Ansicht nach unzu-

treffende und daher überraschende Beweiswürdigung durch das LSG, der er seine eigene Dar-

stellung und Würdigung gegenüberstellt. Dies kann indes nicht zur Zulassung der Revision füh-

ren. Denn § 160 Abs 2 Nr 3 Halbs 2 SGG schließt es ausdrücklich aus, die Nichtzulassungsbe-

schwerde auf Fehler der Beweiswürdigung iS des § 128 Abs 1 Satz 1 SGG zu stützen. 

 

Die Beschwerde war daher als unzulässig zu verwerfen (§ 160a Abs 4 Satz 2 Halbs 2 iVm 

§ 169 SGG). 

 

Die Kostenentscheidung beruht auf einer entsprechenden Anwendung des § 193 SGG. 
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